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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Ausübung der Zahnheilkunde 
- Nr. 2573 der Drudesachen - 
mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Fragen des Gesundheitswesens (32. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Ausübung der Zahnheilkunde 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
ßundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

L Die Bestallung als Zahnarzt 

§ 1 

(1) Wer im Bundesgebiet die Zahnheil- 
kunde dauernd ausüben will, bedarf einer Be- 
stallung als Zahnarzt nach Maßgabe dieses 
Gesetzes oder als Arzt nach § 3 der 
Reichs ärzteordnungvom 1 3. De- 
zember 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1 4 3 3). Die vorübergehende Ausübung 
der Zahnheilkunde bedarf einer jederzeit 
widerruflichen Erlaubnis. 

(2) Ausübung der Zahnheilkunde ist die 
berufsmäßige Feststellung und Behandlung 
von Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten. 
Als Krankheit ist jede von der Norm abwei- 
chende Erscheinung im Bereich der Zähne, des 
Mundes und der Kiefer anzusehen, einschließ- 
lich der Anomalien der Zahnstellung und des 
Fehlens von Zähnen. 

(3) Die Ausübung der Zahnheilkunde ist 
kein Gewerbe. 

(4) Zur Erfüllung von Aufgaben auf dem 
Gebiete der Zahnhellkunde für eine Behörde 
oder eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts kann, unbeschadet der Vorschrift des 
§ 8 dieses Gesetzes und soweit durch Gesetz 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Ausübung der Zahnheilkunde 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

I. Die Bestallung als Zahnarzt 

§ 1 

(1) Wer im Bundesgebiet oder Im Lande 
Berlin die Zahnheilkunde dauernd ausüben 
will, bedarf einer Bestallung als Zahnarzt 
nach Maßgabe dieses Gesetzes oder als Arzt 
nach bundesgesetzlicher Bestimmung. Die 
Bestallung berechtigt zur Führung der Be- 
zeichnung als „Zahnarzt“ oder „Zahnärztin“. 
Die vorübergehende Ausübung der Zahnheil- 
kunde bedarf einer jederzeit widerruflichen 
Erlaubnis. 

(2) Ausübung der Zahnheilkunde ist die 
berufsmäßige auf zahnärztlich wissenschaft- 
liche Erkenntnisse gegründete Feststellung 
und Behandlung von Zahn-, Mund- und Kie- 
ferkrankheiten. Als Krankheit ist jede von 
der Norm abweichende Erscheinung im Be- 
reich der Zähne, des Mundes und der Kiefer 
anzusehen, einschließlich der Anomalien der 
Zahnstellung und des Fehlens von Zähnen. 

(3) unverändert 

(4) Zur Erfüllung von Aufgaben auf dem 
Gebiete der Zahnheilkunde für eine Behörde 
oder eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts kann, unbeschadet der Vorschrift des 
§ 19 a dieses Gesetzes und soweit durch Ge- 
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Entwurf 

nicht anders bestimmt wird, nur herangezo- 
gen werden, wer die Bestallung als Arzt oder 
als Zahnarzt besitzt. 


§ 2 

(1) Die Bestallung als Zahnarzt erhält Jeder 
Deutsche (Artikel 116 des Grundgesetzes), der 
die zahnärztliche Prüfung vor einer staat- 
lichen Prüfungskommission bestanden hat. 

(2) Die Bestallung gilt auch außerhalb des 
Landes, in dem sie erteilt worden ist. 

(3) Der Bundesminister des Innern erläßt 
eine Prüfungsordnung für Zahnärzte durch 
Rechtsverordnung. 

§ 3 

(1) Die Bestallung Ist zu versagen, 

1. wenn der Bewerber die bürgerlichen 

Ehrenrechte nicht besitzt, 

2. wenn der Bewerber wegen schwerer Ver- 
fehlungen strafgerichtlich rechtskräftig ver- 
urteilt worden ist, 

3. wenn sich aus Tatsachen die sittliche 
Unzuverlässigkeit des Bewerbers ergibt. 


4. wenn dem Bewerber infolge eines körper- 
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche 
seiner geistigen oder körperlichen Kräfte 
oder wegen einer Sucht clie für die Aus- 
übung . der Zahnheilkunde erforderliche 
Eignung oder Zuverlässigkeit fehlt. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Ziffern 2, 
3 und 4 ist der Bewerber oder sein gesetz- 
lldier Vertreter zu hören. 


(3) Ist ein Bewerber einer mit Strafe be- 
drohten schweren Verfehlung dringend ver- 
dächtig, so Ist die Entscheidung über den An- 
trag auf Erteilung der Bestallung bis zur Be- 
endigung des einzuleitenden Strafverfahrens 
auszusetzen. 
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setz nicht anders bestimmt wird, nur heran- 
gezogen werden, wer die Bestallung als Arzt 
oder als Zahnarzt besitzt. 

S 2 

unverändert 


§ 3 

(1) Die Bestallung Ist zu versagen, 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. wenn sich aus schweren sittlichen Verfeh- 
lungen des Bewerbers die Unzuverlässig- 
keit zur Ausübung der Zahnhellkunde 
ergibt. 

4. unverändert 


(2) In den Fällen des Absatzes 1 Ziffern 2, 3 
und 4 ist der Bewerber oder sein gesetzlicher 
Vertreter vorher zu hören. 

(2a) Im Falle des Absatzes 1 Ziffer 2 kann 
die Bestallung erteilt werden, wenn 

1. die Strafe Im Strafregister gelöscht ist und 

2. Umstände vorliegen, die die Erteilung der 
Bestallung unbedenklich erscheinen lassen. 

(3) unverändert 
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Entwurf 

§ 4 

(1) Die Bestallung ist zurückzunehmen, 

1. wenn die Voraussetzungen der Bestallung 
irrigerweise als gegeben angenommen wor- 
den sind, 

2. wenn dem Zahnarzt die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberkannt worden sind, 

3. wenn der Zahnarzt wegen schwerer Ver- 
fehlungen strafgerichtlich rechtskräftig ver- 
urteilt worden ist, 

4. wenn sich aus T at Sachen die sittliche 
Unzuverlässigkeit des Zahnarztes ergibt. 


(2) Im Falle des Absatzes 1 Ziffern 1, 
3 und 4 ist der Zahnarzt zu hören. 

§ 5 

Ist ein Zahnarzt einer mit Strafe bedroh- 
ten schweren Verfehlung dringend ver- 
dächtig, so kann ihm die Ausübung der Zahn- 
heilkunde vorläufig untersagt werden. 


§ 6 

Eine zurückgenommene Bestallung kann 
nur auf Weisung der Bundesregierung wieder 
erteilt werden. 


§ 7 

(1) Die Befugnis zur Ausübung der Zahn- 
heilkunde ruht, wenn durch Entscheidung 
der zuständigen Behörde festgestellt wird, daß 
dem Zahnarzt Infolge eines körperlichen Ge- 
brechens oder wegen Schwäche seiner geisti- 
gen und körperlichen Kräfte oder wegen 
einer Sucht die für die Ausübung der Zahn- 
hellkunde* erforderliche Eignung oder Zu- 
verlässigkeit fehlt. 

(2) Der Zahnarzt oder sein gesetzlicher 
Vertreter ist zu hören. 

(3) Die Befugnis lebt wieder auf, sobald die 
Entscheidung aufgehoben Ist. 
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S 4 

(1) Die Bestallung ist zurückzunehmen, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. wenn sich aus schweren sittlichen Verfeh- 
lungen des Zahnarztes die Unzuverlässig- 
keit zur Ausübung der Zahnheilkunde 
ergibt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Ziffern 1, 
3 und 4 ist der Zahnarzt vorher zu hören. 

§ 3 

(1) Ist ein Zahnarzt einer mit Freiheits- 
strafe bedrohten schweren Verfehlung drin- 
gend verdächtig, so kann Ihm die Ausübung 
der Zahnheilkunde vorläufig untersagt wer- 
den. Der Zahnarzt ist vorher zu hören. 

(2) Die Untersagung verliert ihreWirkung, 
wenn nicht binnen 3 Monaten eine gericht- 
liche Untersuchung (§ 151 der Strafprozeß- 
ordnung) eingeleitet worden ist. 

§ 6 

Eine zurückgenommene Bestallung kann 
nur auf Weisung der Bundesregierung wie- 
dererteilt werden, wenn Umstände eingetre- 
ten sind, die eine Wiederaufnahme des zahn- 
ärztlichen Berufs unbedenklich erscheinen 
lassen. 

S 7 

(1) unverändert 


(2) Der Zahnarzt oder sein gesetzlicher 
Vertreter ist vorher zu hören. 

(3) unverändert 
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Entwurf 

IL Die Eingliederung der Dentisten 

§ S 

Wer vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes die Zahnheilkunde ausgeübt hat, ohne 
im Besitz einer Bestallung als Arzt oder Zahn- 
arzt zu sein, darf sie im bisherigen Umfange 
weiter ausüben. §§ 4, 5 und 7 sind entspre- 
chend anzuwenden. 


§ 9 

(1) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die staatliche Anerkennung als Dentist be- 
sitzt, erhält die Bestallung als Zahnarzt, wenn 
er d e n N a c h w e i s erbringt, daß er 
an einem Fortbildungskursus über Mund- 
und Kicferkrankhelteii sowie Arzneimittel- 
lehre erfolgreich teilgenommen hat. Der 
Fortbildungskurs ist von einem der zuge- 
lassenen Lehrinstitute für Dentisten durchzu- 
führen. 

(2) Die für das Gesundheitswesen zustän- 
dige oberste Landesbehörde des Landes, In 
dem der Antragsteller seinen Wohnsitz hat, 
entscheidet im Einzelfall darüber, ob einem 
Dentisten, der eine ausländische Bestallung 
als Zahnarzt besitzt, die Bestallung als Zahn- 
arzt unter Befreiung von der Teilnahme an 
einem Fortbildungskurs erteilt werden kann. 


§ 10 

Dentistenassistenten, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ein zugelassenes Lehrinstitut 
für Dentisten besuchen oder die Voraus- 
setzungen zum Besuch erfüllen, erhalten die 
Bestallung als Zahnarzt, wenn sie Innerhalb 
von 2 Jahren nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes die staatliche Anerkennung als Dentist 
erworben und an einem Fortbildungskurs 
nach § 9 teilgenommen haben. 


§ 11 

(1) Anwärter des Dentistenberufs, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die ordnungs- 
mäßige Ausbildung begonnen haben, erhalten 
die Bestallung als Zahnarzt, wenn sie die 
Voraussetzungen für den Besuch eines Lehr- 
Instltuts für Dentisten erfüllt und nach einer 
viersemestrigen Ausbildung an einem zu- 
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11. Eingliederung der Dentist e n 
§ ^ 

entfällt hier 

iiehe 3 19 a 


§ 9 

(1) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die staatliche Anerkennung als Dentist be- 
sitzt, erhält die Bestallung als Zahnarzt, 
wenn er an einem Fortbildungskursus über 
Mund- und Kieferkrankheiten sowie Arznei- 
mittellehre erfolgreich teilgenommen hat. 
Der Fortbildungskursus ist an einem der zu- 
gelassenen Lehrinstitute für Dentisten durch- 
zuführen. 

(2) unverändert 


§ 10 

(1) unverändert 


(2) In besonderen Fällen kann die in Ab- 
satz 1 bezeichnete Frist verlängert werden. 


^ 11 


unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


gelassenen Institut die Prüfung vor einer 
staatlichen Prüfungskommission bestanden 
haben. 

(2) Die Prüfungsordnung erläßt der Bun- 
desminister des Innern durch Rechtsverord- 
nung. 

§ 12 § 12 

Die Bestallung als Zahnarzt darf in den unverändert 

Fällen der §§ 9 bis 11 nur erteilt werden, 
wenn der Bewerber das 25. Lebensjahr voll- 
endet hat und kein Versagungsgrund nach 
§ 3 vorliegt. 


III. Sonderbestimmungen 
§ 13 

(1) Ein Verzicht auf die Bestallung ist zu- 
lässig. Er kann nicht unter einem Vorbehalt 
oder unter einer Bedingung erklärt werden. 

(2) Der Verzicht kann nur mit Genehmi- 
gung der zuständigen Behörde widerrufen 
werden. 

§ 14 

Ist ein Bewerber, der die Prüfung im In- 
land abgelegt hat, nicht Deutscher im Sinne 
des Artikels 116 des Grundgesetzes, so be- 
stimmt die Bundesregierung, ob die Bestal- 
lung zu erteilen ist. 


siehe § Absatz 2 


§ 13 

(1) Wurde die zahnärztliche Prüfung im 
Ausland abgelegt, so bestimmt die Bundes- 
regierung, ob eine Erlaubnis zur Ausübung 
der Zahnheilkunde oder in besonderen Fäl- 
len eine Bestallung zu erteilen ist. 

(2) Personen, denen die Erlaubnis erteilt 
worden ist, haben die gleichen Rechte und 
Pflichten wie d i e Zahnärzte. 

§ 16 

Für die Ausübung der Zahnheilkundc in 
Grenzgebieten durch Zahnärzte, die im In- 
land keine Niederlassung haben, gelten die 
hierfür abgeschlossenen zwischenstaatlichen 
Verträge. 


III. Sonder bestimmungen 


§ 13 


unverändert 


§ 14 

(1) Wurde die zahnärztliche Prüfung im 
Ausland abgelegt oder ist ein Bewerber, der 
die Prüfung im Inland abgelegt hat, nicht 
Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes, so bestimmt die Bundesregie- 
rung, ob eine Erlaubnis zur Ausübung der 
Zahnheilkunde oder ln besonderen Fällen 
eine Bestallung zu erteilen ist. 

(2) Personen, denen die Erlaubnis erteilt 
worden ist, haben die gleichen Rechte und 
Pflichten wie Zahnärzte. 

§ 15 
entfällt 

siehe ^ 14 Absatz 1 


siehe § 14 Absatz 2 

§ 16 

unverändert 


6 



Entwurf 


IV. Zuständigkeiten 
§ 17 

Die Entscheidungen nach §§ 1 und 3 trifft 
die für das Gesundheitswesen zuständige 
oberste Landesbehörde des Landes, in dem 
die Prüfung abgelegt worden ist, die Entschei- 
dungen nach §§ 4 bis 11 und 13 die für das 
Gesundheitswesen zuständige oberste Behörde 
des Landes, in dem der Zahnarzt oder der 
Bewerber seinen Wohnsitz hat. 


§ 18 

Der Bundesminister des Innern be- 
stimmt im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Arbeit durch Rechtsverord- 
nung Inhalt und Form des Nach- 
weises nach § 9 Absatz L 


§ 19 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, 

1. wer die Zahnheilkunde ausübt, ohne eine 
Bestallung als Arzt oder als Zahnarzt zu 
besitzen oder nach §§ 1 Absatz 1 Satz 2, 
8 Absatz 1,15 Absatz 1 oder 1 6 7ur 
Ausübung der Zahnheilkunde berechtigt 
zu sein; 

2. wer, ohne eine Bestallung als Arzt oder als 
Zahnarzt zu besitzen oder nach §§ 1 Ab- 
satz 1 Satz 2, 8 Absatz 1, 15 Absatz 1 
oder 16 zur Ausübung der Zahnheilkunde 
berechtigt zu sein, eine Bezeichnung führt, 
durch die der Anschein erweckt werden 
kann, er sei zur Ausübung der Zahnheil- 
kunde berechtigt; 
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§ 16 a 

Der Bundesminister des Innern erläßt eine 
Gebührenordnung für Zahnärzte. 

IV. Zuständigkeiten 
§ 17 

(1) unverändert 


(2) Die obersten Landesbehörden können 
ihre Befugnisse auf nachgeordnete Behörden 
übertragen. 

S 18 

Der Bundesminister des Innern erläßt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Arbeit durch Rechtsverordnung die zur 
Durchführung von § 9 Absatz 1 erforder- 
lichen Bestimmungen. 

V. Straf-, Übergangs- und 
Schlußbestimmungen 

§ 19 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, 

1. wer die Zahnhellkunde ausübt, ohne eine 
Bestallung als Arzt oder als Zahnarzt zu 
besitzen oder nach §§ 1 Absatz 1 Satz 2, 
14 Absatz 1, 16 oder 19 a zur Ausübung 
der Zahnheilkunde berechtigt zu sein, 

2. wer, ohne eine Bestallung als Arzt oder 
als Zahnarzt zu besitzen oder nach §§ 1 
Absatz 1 Satz 2, 14 Absatz 1, 16 oder 19 a 
zur Ausübung der Zahnhellkunde berech- 
tigt zu sein, eine Bezeichnung führt, durch 
die der Anschein erweckt werden kann, er 
sei zur Ausübung der Zahnheilkunde be- 
rcditigt, 
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Entwurf 

3. wer die Zahnheilkunde ausübt, solange die 
Befugnis hierzu ruht (§ 7 Absatz 1) oder 
die weitere Berufsausübung untersagt ist 
(§ § 5 o d e r 8 A b s a t z 2). 

sieht 3 s 


V. Übergangs - und Schluß- 
bestimmungen 

§ 20 

Eine auf Grund des § 29 der Gewerbeord- 
nung für das Deutsche Reich er- 
teilte Approbation als Zahnarzt gilt als Be- 
stallung im Sinne dieses Gesetzes. 


§ 21 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Die Vorschriften der §§ 29, 40, 53, 
54 und 147 der Gewerbeordnung für das 
Reich treten insoweit außer Kraft, als sie 
sich auf Zahnärzte beziehen. 


§ 22 

§ 123 der Reichsversicherungsordnung er- 
hält folgenden Wortlaut: 

Bei Zahnkrankheiten mit Ausschluß von 
Mund- und Kieferkrankhelten kann die 
Behandlung außer durch Zahnärzte mit 
Zustimmung des Versicherten auch durch 
Dentisten gewährt werden, die zur 
Ausübung der Z a h n h e 1 1 k u n d e 
nach § 8 Absatz 1 des Gesetzes 
über die Ausübung der Zahn- 
hellkunde vom . . . . berechtigt 
sind. 

siehe § 21 Absatz 1 
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3. wer die Zahnheilkunde ausübt, solange die 
Befugnis hierzu ruht (§ 7 Absatz 1) oder 
die weitere Berufsausübung vorläufig 
untersagt ist (§ 5). 

§ 19 a 

Wer vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die Zahnheilkunde ausgeübt hat, ohne im Be- 
sitz einer Bestallung als Arzt oder Zahnarzt 
zu sein, darf sie im bisherigen Umfange wei- 
ter ausüben. §§ 4, 5 und 7 sind entsprechend 
anzuwenden. 


§ 20 

Eine auf Grund des § 29 der Gewerbe- 
ordnung erteilte Approbation als Zahnarzt 
gilt als Bestallung im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 20 a 

Dieses Gesetz und die auf Grund dieses 
Gesetzes zu erlassenden Rechtsverordnungen 
gelten im Lande Berlin, sobald es gemäß Ar- 
tikel 87 Absatz 2 seiner Verfassung die An- 
wendung dieses Gesetzes beschlossen hat. 

§ 21 

§ 123 der Rcichsversicherungsordnung er- 
hält folgenden Wortlaut: 

Bei Zahnkrankheiten mit Ausschluß von 
Mund- und Klcferkrankheiten kann die Be- 
handlung außer durch Zahnärzte mit Zu- 
stimmung des Versicherten auch durch 
staatlich anerkannte Dentisten gewährt 
werden. 

§ 22 

Alle entgegenstehenden Vorschriften, ins- 
besondere §§ 29, 40, 53, 54 und 147 der Ge- 
werbeordnung treten insoweit außer Kraft, 
als sie sich auf Zahnärzte und Dentisten be- 
ziehen. 


§ 23 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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